
Arbeitsrichter 
erleichtern 
befristete Verträge
cbu. FRANKFURT, 7. April. Das Bun­
desarbeitsgericht hat es Arbeitgebern 
erheblich erleichtert, Mitarbeiter ohne 
besonderen Sachgrund befristet einzu­
stellen. Künftig gelten Vorbeschäfti­
gungen bei demselben Unternehmen 
nicht mehr als Hinderungsgrund, 
wenn sie länger als drei Jahre zurücklie­
gen. Bisher konnten Arbeitnehmer, die 
einmal ohne einen Sachgrund befristet 
rür ein Unternehmen gearbeitet ha- 
^en, nur noch ganz eingeschränkt für 
den gleichen Arbeitgeber befristet tä­
tig werden -  auch wenn die erste An­
stellung Jahre zurücklag und wie in 
dem vorliegenden Fall nur in einem 
Studentenjob bestand. Arbeitnehmer 
konnten nur noch dann befristet einge­
stellt werden, wenn das Unternehmen 
einen bestimmten Grund -  etwa den 
Ersatz für eine Mitarbeiterin in Eltern­
zeit -  anführen konnte.

Die Bundesrichter sahen in dem bis­
her geltenden uneingeschränkten Ver­
bot ein Einstellungshindernis, das die 
Vertragsfreiheit der Arbeitsvertrags­
parteien und die Berufswahlfreiheit 
des Arbeitnehmers in unzulässiger 
Weise beschränke. Bei ihrer Entschei­
dung stützten sie sich ausdrücklich 
nicht auf den Wortlaut des Teilzeit- 
und Befristungsgesetzes, das Vorbe­
schäftigungen eigentlich grundsätzlich 
i solchen Fällen verbietet. In einem 

ungewöhnlichen Schritt bezogen sie 
sich bei ihrer Entscheidung vielmehr 
auf eine „verfassungskonforme Ausle­
gung“, die sich an dem Zweck des Teil­
zeit- und Befristungsgesetzes orien­
tiert. Mit dem Verbot der Vorbeschäfti­
gung beim gleichen Arbeitgeber soll­
ten missbräuchliche Kettenbefristun­
gen verhindert werden, argumentier­
ten die Richter. Das sei bei langer Zeit 
zurückliegenden früheren Beschäfti­
gungen typischerweise nicht der Fall 
(Az.: 7 AZR 716/09).

Getreidepreise steigen 
auch durch Spekulation
jul. FRANKFURT, 7. April. Finanzspe­
kulanten haben in den Jahren 2007 bis 
2009 die Getreidepreise um bis zu 15 
Prozent verteuert. Zu diesem Ergebnis 
kommt eine am Donnerstag veröffent­
lichte Studie, die der Bremer Ökonom 
Hans Bass im Auftrag des Vereins Deut­
sche Welthungerhilfe erstellt hat. 2008 
hatten die Preise für manche Agrarroh­
stoffe Höchststände erreicht, in vielen 
Ländern kam es zu Hungerrevolten. Da 
die Preise für Weizen, Mais und Soja in 
den vergangenen zwölf Monaten wie­
der stark gestiegen sind, werden aber­
mals negative Auswirkungen auf die Er­
nährung der Menschen in den Entwick­
lungsländern befürchtet.

Allerdings wirkten sich die Preisstei­
gerungen an den globalen Rohstoff­
märkten nur indirekt und verzögert auf 
die Entwicklungsländer aus, schreibt 
Bass. Steigende Weltmarktpreise führ­
ten zwar regelmäßig zu steigenden Im­
portpreisen. Doch würden staatliche 
Maßnahmen wie Lebensmittelsubven­
tionen die Weitergabe der höheren Nah­
rungsmittelpreise an die Konsumenten 
verzögern. Zudem würden arme Haus­
halte zuerst in anderen Bereichen spa­
ren, bevor sie hungerten.

Unterdessen sind die Nahrungsmit­
telpreise im März leicht gesunken. Das 
zeigt der Index der Ernährungsorgani­
sation der Vereinten Nationen (FAO) 
an. Mit 230 Punkten lag der FAO-Preis- 
index 2,9 Prozent niedriger als im Feb­
ruar, aber immer noch 37 Prozent hö­
her als im März 2010. Dem FAO-Be- 
richt zufolge gibt es Anzeichen für eine 
höhere Getreideproduktion in diesem 
Jahr. Die erwartete Zunahme reiche 
aber nicht aus, die Lager wieder aufzu­
stocken, so dass die Preise bis 2012 
hoch bleiben dürften.

Neue Grenzwerte für 
Lebensmittel aus Japan
hmk. BRÜSSEL, 7. April. Die Euro­
päische Kommission will die Grenz­
werte für die radioaktive Belastung 
von Lebensmittel aus Japan absenken. 
Wie die EU-Behörde in Brüssel mitteil­
te, sollen die Mitgliedstaaten schon am 
Freitag beschließen, die Werte an die 
in Japan geltenden Vorgaben anzupas­
sen. Die Kommission könnte die neu­
en Werte dann schon am kommenden 
Montag beschließen. Derzeit gilt in 
der EU eine Notverordnung, die die 
Gemeinschaft 1987 nach der Atomka­
tastrophe von Tschernobyl verabschie­
det hatte, um schnell auf vergleichbare 
Unfälle reagieren zu können. Sie er­
laubt der EU, die Einfuhr von Lebens- 
r  dn aus den von dem Atomunfall 
ir.„ dkushima betroffenen Regionen in 
Japan an umfassende Kontrollen auf 
deren radioaktive Belastung zu knüp­
fen. In Europa werden zudem Stichpro­
ben genommen. Das Inkraftsetzen der 
Notverordnung durch die Kommission 
hatte vor allem in Deutschland heftige 
Kritik ausgelöst, weil die in der Verord­
nung festgelegten Grenzwerte über 
den in Japan gültigen Werten liegen. 
So erlaubt die EU-Verordnung eine Be­
lastung mit Cäsium von 1250 Becque­
rel je Kilogramm. In Japan sind nur 
500 Becquerel erlaubt. Die Kommissi­
on erklärte, auch bei den EU-Grenz- 
werten von 1987 bestünden jedoch kei­
ne Gesundheitsrisiken.

Die Rettung für Portugal kommt nicht sofort
Die Details der Finanz­
hilfe sind noch offen. 
Derzeit wird über einen 
Kreditbedarf von mehr 
als 90 Milliarden Euro 
spekuliert.

wmu./mas. BRÜSSEL/BERLIN, 7. April. 
Die Euro-Gruppe und die EU-Finanzmi- 
nister werden den portugiesischen An­
trag auf Finanzhilfen auf ihrem informel­
len Treffen an diesem Freitag und Sams­
tag im ungarischen Gödöllö besprechen. 
In Brüssel und Berlin wurde der Erwar­
tung widersprochen, dass die Details ei­
ner etwaigen Hilfe -  etwa die Höhe und 
die notwendigen Auflagen -  schon an die­
sem Wochenende beschlossen werden 
könnten. Bundesfinanzminister Wolf­
gang Schäuble (CDU) wies darauf hin, 
dass jeder Hilfskredit nur unter der Bedin­
gung eines „Anpassungsprogramms“ ge­
währt werden könne. Der Sprecher von 
EU-Währungskommissar Olli Rehn ver­
weigerte jeden Kommentar zu einer mög­
lichen Höhe der Kredite. Portugiesische 
Medien sprachen von einem Finanzbe­
darf von etwa 90 Milliarden Euro.

Für die Hilfskredite für Lissabon ste­
hen grundsätzlich drei Quellen bereit. 
Der Euro-Hilfsfonds EFSF (Europäische 
Finanzstabilisierungsfazilität), der auf 
Garantien der Euro-Staaten basiert, hat 
ein Volumen von 440 Milliarden Euro, 
kann aber weniger verleihen. Dazu kom­
men Mittel aus dem Europäischen Finanz­
stabilisierungsmechanismus (EFSM, 60 
Milliarden Euro), der durch den EU-Haus- 
halt abgesichert ist. Der Internationale 
Währungsfonds (IWF) soll ein Drittel der 
Gesamtkredite übernehmen.

Nach den Regeln für die Krisenmecha­
nismen muss die Euro-Gruppe zusam­
men mit den IWF-Gremien über den An­
trag befinden. Er setzt zunächst die Analy­
se der wirtschafts- und finanzpolitischen 
Fakten des betreffenden Landes durch 
Fachleute der EU-Kommission, der Euro­
päischen Zentralbank (EZB) und des 
IWF voraus. Rehns Sprecher sagte, diese
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Analyse sei aufgrund dauernder Kontak­
te mit Lissabon bereits weit fortgeschrit­
ten. Es wird damit gerechnet, dass in Göd­
öllö erstmals konkrete Zahlen über den 
Kreditbedarf genannt werden. Danach 
müssen EU-Kommission, EZB und IWF 
die Bedingungen eines wirtschafts- und 
haushaltspolitischen Reformprogramms 
aushandeln, wie sie dies bereits mit Grie­
chenland und Irland getan haben. Nach 
Schäubles Angaben sind insgesamt zwei 
bis drei Wochen erforderlich, bis die Fi­
nanzminister eine endgültige Entschei­
dung über das Hilfspaket treffen können. 
Portugiesische Medien spekulieren, dass 
die erste Tranche der EU-Hilfen Anfang 
Mai ausgezahlt werden könnte.

Offen war am Donnerstag, inwieweit 
die nur noch geschäftsführende sozialisti­
sche Minderheitsregierung legitimiert ist, 
mit den internationalen Organen zu ver­
handeln. In Portugal finden Anfang Juni 
Parlamentswahlen statt. Rehns Sprecher 
sagte, diese Frage müsse in Portugal ge­
klärt werden. „Wir verhandeln nicht mit

Bisherige Hilfen für Griechen und Iren
Griechenland und Irland waren vor 
Portugal die ersten Euro-Staaten, die 
Finanzhilfe in Anspruch genommen 
haben. Die Finanzierung der Hilfen 
ist unterschiedlich. Für Griechenland 
sind im Mai 2010, als sich die Schul­
denkrise der Hellenen drastisch zu­
spitzte, bilaterale Hilfskredite der 
Euro-Staaten von 80 Milliarden Euro 
beschlossen worden; dazu kommen 
30 Milliarden vom Internationalen 
Währungsfonds (IWF). Von den insge­
samt 110 Milliarden Euro hat Grie­
chenland bisher vier Tranchen in 
Höhe von jeweils 10 bis 20 Milliarden 
Euro ausgezahlt bekommen. Der deut­
sche Anteil an den Krediten für Grie­
chenland beträgt über die drei Jahre 
insgesamt 22,4 Milliarden Euro. Das 
Hilfspaket für Irland beruht nicht auf

bilateralen Krediten, sondern wird 
aus den neuen Krisenfonds bedient. 
Es beträgt 85 Milliarden Euro, davon 
tragen irische Pensionsfonds 17,5 Mil­
liarden Euro. Den externen Beitrag 
zum Paket von 67,5 Milliarden Euro 
tragen zu einem Drittel der IWF und 
zu zwei Dritteln die Europäische Uni­
on. Die europäischen Beiträge vertei­
len sich auf verschiedene Töpfe. Der 
aus dem EU-Haushalt abgesicherte 
EFSM steuert 22,5 Milliarden Euro 
bei. Mit 17,7 Milliarden Euro bürgt 
der von den Euro-Staaten direkt abge­
sicherte EFSF. Deutschland bürgt für 
das Gesamtpaket mit etwas mehr als 
10 Milliarden Euro. Bislang sind nach 
Auskunft der EU-Kommission nur 
geringe Beträge aus dem Paket an 
Irland geflossen, wmu.

einzelnen Parteien, wir verhandeln mit 
der portugiesischen Seite“, sagte er. In 
Brüssel besteht offenbar die Sorge, dass 
sich die Gewinner der Wahl nicht an die 
verabredeten Auflagen halten will.

Der Sprecher warnte davor, den portu­
giesischen Antrag als Indiz für die Hilfsbe­
dürftigkeit Spaniens zu werten. Das Nach­
barland habe bereits große Reformfort­
schritte gemacht und sei auf gutem Weg. 
Finanzministerin Elena Salgado sagte, es 
sei „total ausgeschlossen“, dass Madrid 
ebenfalls um Finanzhilfen bitten müsse 
Die wirtschaftliche Lage unterscheide 
sich stark von der in Portugal. Die Risiko­
aufschläge, die der spanische Staat für sei­
ne Anleihen an Zinsen zahlen muss, sei­
en seit Jahresbeginn um 30 Prozent gesun­
ken. Damit sei es für Spanien billiger ge­
worden, seine Schulden zu finanzieren.

Der schwedische Finanzminister An­
ders Borg kritisierte die portugiesische 
Regierung scharf. „Die hätten schon viel 
früher Hilfe beantragen sollen“, sagte 
Borg in Stockholm. Dagegen reagierte die 
Bundesregierung positiv auf die Ankündi­
gung aus Lissabon. „Das portugiesische 
Ersuchen um finanzielle Hilfe ist ange­
sichts der wirtschaftlichen und finanziel­
len Lage des Landes ein vernünftiger und 
notwendiger Schritt“, sagte Schäuble. 
Wirtschaftsminister Rainer Brüderle 
(FDP) sprach sich für harte Maßnahmen 
aus. „Zusammen mit Portugal muss ein 
scharfes Anpassungsprogramm erstellt 
werden, um die Wettbewerbsfähigkeit Por­
tugals wieder herzustellen.“ Der haus­
haltspolitische Sprecher der FDP-Frakti- 
on, Otto Fricke, warnte die Parteien in 
Lissabon vor Illusionen. Die Hilfe sei kein 
Selbstläufer. „Es reicht nicht, gute Absich­
ten zu bekunden und dann jedoch keine 
Mehrheiten im Parlament zu finden.“ 
Erst wenn die Konsolidierungsmaßnah­
men feststünden und deren nachhaltige 
Umsetzung gewährleistet sei, dürfe es zu 
weiteren Stabilisierungsmaßnahmen 
kommen. „Auf keinen Fall kann und darf 
der EFSF Teil des portugiesischen Wahl­
kampfes sein.“ Die SPD kritisierte Kanzle­
rin Angela Merkel (CDU). Der eüropapo- 
litische Sprecher Michael Roth machte sie 
mitverantwortlich für eine „dramatische 
Verschärfung der Lage“. Durch ihr langes 
Zögern habe sie dazu beigetragen, die Ner­
vosität der Finanzmärkte anzufachen.

Zinserhöhung bremst den deutschen Aufschwung kaum
Wirtschaft gibt sich gelassen / Verschuldete Haushalte müssen in Irland und Spanien sofort mehr zahlen
ruh. FRANKFURT, 7. April. Die erste 
Leitzinserhöhung der Europäischen Zen­
tralbank (EZB) seit dem Sommer 2008 
dürfte die Erholung der deutschen Wirt­
schaft kaum bremsen. Zumindest geben 
sich die Unternehmerverbände betont ge­
lassen. Und die Wirtschaftsforschungs­
institute haben gerade gewarnt, „durch 
die niedrigen Zinsen der EZB wird die 
Preisstabilität in Deutschland zuneh­
mend gefährdet“. Sie fordern daher eine 
geldpolitische Straffung.

In Portugal, Spanien und 
Irland haben die meisten 
Hypotheken variable Zinsen 
-  dort steigt die Belastung.

„Die Erhöhung des Leitzinses liegt we­
gen der rasanten Geldvermehrung der 
letzten Monate und der wachsenden infla­
tionären Tendenzen nahe“, sagte der Prä­
sident des Verbandes Die Familienunter­
nehmen, Patrick Adenauer. Der Arbeitge­
berverband Gesamtmetall sieht die Rsi- 
ken eher in den steigenden Preisen, vor al­
lem für Energie und Rohstoffe, und befür­
wortet deshalb den Zinsschritt der EZB. 
Zwar treffe die Verteuerung von Krediten 
die Metall- und Elektro-Industrie beson­
ders, weil häufig auch die Kunden auf 
eine Kreditfinanzierung ihrer Bestellun­
gen von Maschinen, Anlagen oder Fahr­
zeugen angewiesen seien. Eine moderate

Erhöhung gefährde den Erholungspro­
zess aber nicht. Gerade haben Deutsch­
lands führende Wirtschaftsforschungsin­
stitute für dieses Jahr 2,8 Prozent Wachs­
tum prognostiziert. Selbst die Bauwirt­
schaft fürchtet keine größeren Belastun­
gen, obwohl die Finanzierung von Immo­
bilienkrediten künftig teurer werden dürf­
te. Für den Hausbauer sei es wichtiger, 
dass er einen sicheren Job habe und gute 
Einkommensperspektiven, heißt es beim 
Branchenverband der Bauwirtschaft.

Das klingt beinahe so, als hätte die 
Zinserhöhung gar keine ökonomischen 
Auswirkung, was natürlich auch nicht 
richtig ist. Dem ersten Zinsschritt werden 
bis Jahresende vermutlich zwei weitere 
Erhöhungen folgen. Zumindest erwarten 
die meisten Bankanalysten Ende 2011 ei­
nen Leitzins von 1,75 Prozent. Das wird 
zunächst vor allem die Zinsen für Kredite 
mit kürzeren Laufzeiten nach oben trei­
ben. Auf längere Sicht erhöht sich auch 
der Aufwärtsdruck für die Zinsen auf den 
Anleihemärkten. Allerdings geben die 
Banken veränderte Marktzinsen häufig 
erst mit einiger Verzögerung und nicht im­
mer vollständig an ihre Kunden weiter. 
Die Bundesbank hat das für die neunziger 
Jahre untersucht und beobachtet, dass die 
Banken ein Schwankung ihrer Zinsmarge 
hinnehmen. Sie passen die Zinssätze für 
neue Kredite also nicht immer sofort an. 
Die neunziger Jahre waren jedoch über­
wiegend von sinkenden Marktzinsen ge­
prägt. Und da hielten sich die Banken bei 
der Senkung der Überziehungszinsen

merklich zurück. Selbst auf längere Sicht 
habe ein Marktzinsrückgang nur zu einer 
70-prozentigen Rücknahme der Kreditzin­
sen geführt, heißt es in der Bundesbank- 
Studie. Daraus lässt sich jedoch leider 
nicht schließen, dass die Banken nun 
beim beginnenden Erhöhungszyklus ähn­
lich zögerlich zugunsten ihrer Kunden Vor­
gehen werden.

Für deutsche Bauherren dürften sich 
also die Finanzierungskosten allmählich 
verteuern. Die Kreditzinsen für die meis­

ten schon bestehenden Immobiliekredite 
verändern sich aber nicht, weil hierzulan­
de fast ausschließlich Kredite zu festen 
Zinsen vereinbart werden. Auch die Kon­
ditionen für neue Kredite hängen eher an 
den langfristigen Marktzinsen als am Leit­
zins. Doch der Aufwärtsdruck auf die 
Marktzinsen dürfte nach und nach auch 
die Kreditkonditionen für Immobilienkre­
dite erhöhen.

Viel unmittelbarer ist die Wirkung der 
Leitzinsänderung in Portugal, Spanien

und Irland. Dort werden Immobilienkredi­
te ganz überwiegend mit variablen Zins­
sätzen abgeschlossen. Anders als in 
Deutschland gilt also nicht ein fester Zins­
satz für die gesamte Laufzeit, sondern er 
schwankt mit den Marktzinsen. Ein wich­
tiger Bezugspunkt ist dafür der Euribor- 
Satz, den sich Banken untereinander für 
dreimonatige Leihegeschäfte berechnen. 
Private Kreditnehmer zahlen diesen Satz 
zuzüglich eines Aufschlags. Steigen die 
Marktzinsen wird -  häufig in einem vier­
teljährlichen Turnus -  auch der Zins für 
den Immobilienkredit angepasst. Bei ei­
nem Kredit über 200 000 Euro belastet 
ein um 0,75 Punkte höherer Zins den 
Haushalt einer Familie immerhin mit zu­
sätzlich 125 Euro im Monat. Fast 100 Pro­
zent der Immobilieneigentümer in Portu­
gal, 90 Prozent in Spanien und gut zwei 
Drittel in Irland haben Immobilienkredi­
te mit variable Zinsen vereinbart. Ange­
sichts der niedrigen Zinsen hätten diese 
Verträge zuletzt noch an Beliebtheit zuge­
legt, heißt es bei der europäischen Verei­
nigung der Hypothekenbanken (EMF).

Die Ratingagentur Standard & Poor’s 
erwartet deshalb für Portugal eine steigen­
de Zahl von Hypothekenschuldnern, die 
Zins und Tilgung nicht mehr vollständig 
aufbringen können. Allerdings werde der 
Anstieg moderat sein, erwartet S&P. 
denn das Ausgangsniveau der Zinsen sei 
niedrig. Ein größeres Risiko sei aus Sicht 
der Banken dagegen die steigende Arbeits­
losigkeit, die ihre Kreditnehmer in 
Schwierigkeiten bringen kann.

Bankenverband gegen Auflagen
Neue Eigenkapitalregeln erhöhten Finanzrisiken
pwe. WASHINGTON, 7. April. Der Inter­
nationale Bankenverband warnt vor ei­
ner vorschnellen Einführung gesonder­
ter Regulierungsauflagen für systemrele­
vante Finanzinstitute. Der Verband habe 
„signifikante Vorbehalte“, schreibt der 
Geschäftsführende Direktor des Instituts 
of International Finance (IIF), Charles 
Dallara, in einem Brief an die Finanzmi­
nister der zwanzig führenden Industrie- 
und Schwellenländer (G 20). Die Einord­
nung bestimmter Finanzinstitute als sys­
temisch wichtige Institute auf Basis en­
ger Kriterien könne mögliche Finanz­
marktrisiken erhöhen anstatt sie zu ver­
ringern, heißt es in dem Schreiben.

Dallara weist darauf hin, dass so eine 
neue Kategorie von Finanzinstituten ge­
schaffen werde, die von den Marktteil­
nehmern als zu groß angesehen würden, 
um unterzugehen („too big too fail“). 
Der Verband rät auch zur Vorsicht, die­
sen Finanzinstituten zusätzliche Eigenka­
pitalanforderungen aufzuerlegen. Es 
müsse bedacht werden, dass Finanzge­
schäfte wieder in den unregulierten 
„Schattenbanksektor“ umgeleitet werden 
könnten.

Der Verband empfiehlt, mit solchen 
Auflagen zu warten, bis die Folgen der

schon beschlossenen neuen Regulierun­
gen besser verstanden seien. Dallara for­
dert darüber hinaus, dass die neuen Ba- 
sel-III-Eigenkapitalregeln international 
einheitlich eingeführt werden. Die Re­
geln würden einerseits als Minimalregeln 
präsentiert, aber auch als globaler Stan­
dard, heißt es. Die Banken fürchten, dass 
zusätzliche Sonderauflagen in manchen 
Ländern die globale Aufsichtslandschaft 
fragmentieren könnten. Nationale Abwei­
chungen, um die Eigenkapitalstandards 
noch zu verschärfen, sollten nach An­
sicht des Bankenverbands nur auf außer­
gewöhnliche Umstände begrenzt wer­
den.

Die bessere Wirtschaftsentwicklung 
auch in großen Industriestaaten hat die 
Befürchtung des Verbands, dass die neu­
en Regulierungen die Wirtschaft belas­
ten, nicht gedämpft. Die Schwäche der 
Bankausleihungen in vielen Ländern zei­
ge, dass die Regulierungsreformen im 
Verbund mit konservativem Verhalten 
der Banken die Kredite begrenzen könn­
ten, heißt es unter anderem. Die Bank­
ausleihungen an Unternehmen lägen in 
den Vereinigten Staaten immer noch 
niedriger als vor Jahresfrist und in Euro­
pa kaum über dem Vorjahres wert.

Brasilien stemmt sich 
gegen Real-Aufwertung
BRASILIA, 7. April (dpa). Brasilien will 
die Aufwertung der heimischen Währung 
Real gegenüber dem amerikanischen Dol­
larbremsen. Finanzminister Guido Mante- 
ga kündigte dazu eine Steuerverschärfung 
für Auslandskredite an. Danach muss 
künftig eine 6-prozentige Finanzsteuer 
auf Kredite mit einer Laufzeit von unter 
24 Monaten gezahlt werden. Bisher lag 
die Frist bei einem Jahr. Durch die Ver­
schärfung solle der kurzfristige Dollar-Zu­
fluss gedämpft und eine exzessive Aufwer­
tung des Real vermieden werden, sagte 
Mantega. Brasilien registrierte im ersten 
Quartal 2011 einen Rekordzugang an Dol­
lar in Höhe von 35,2 Milliarden (umge­
rechnet 24,5 Milliarden Euro). Das waren 
nach Angaben der Zentralbank fast 45 Pro­
zent mehr als im gesamten Vorjahr 2010. 
Die Dollar-Schwemme geht vor allem auf 
Auslandskredite brasilianischer Unterneh­
men und Banken zurück, die das in Ameri­
ka zu niedrigen Zinsen geliehene Geld in 
Brasilien mit deutlich höherer Verzinsung 
anlegen. Der Dollar notierte am Mittwoch 
kurzzeitig auf nur 1,60 Real. Das war der 
niedrigste Stand seit August 2008. Brasi­
lien und andere Schwellenländer bekla­
gen sich seit geraumer Zeit über destabili­
sierende Kapitalzuflüsse wegen der expan­
siven Geldpolitik der amerikanischen Zen­
tralbank.
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Ökonomen fordern Umschuldung Griechenlands
In ihrem Frühjahrsgutachten 
verlangen die Wirtschaftsinsti­
tute einen Insolvenzmechanis­
mus für den Euroraum. In 
Deutschland geht es derweil 
konjunkturell weiter bergauf.

rike./ppl. BERLIN/FRANKFURT, 7. April. 
Führende deutsche Ökonomen haben 
eine Umschuldung Griechenlands gefor- 
lert. Die griechische Staatsverschuldung 
steige weiter, sagte Kai Carstensen, Kon­
junkturchef des Münchner Ifo-Instituts am 
Donnerstag in Berlin bei der Präsentation 
des Frühjahrsgutachtens der Wirtschafts­
institute. Um seine Schulden zu bedienen, 
müsste Griechenland „enorme Überschüs­
se“ erzielen und diese an die Gläubiger im 
Ausland überweisen. Das aber sei poli­
tisch außerordentlich schwer durchzuset­
zen. Eine Umschuldung wäre nach Mei­
nung der Ökonomen das Beste.

In ihrem Gutachten fordern die Institu­
te daher einen dauerhaften Krisenmecha­
nismus, der eine geordnete Insolvenz für 
überschuldete Staaten ermöglicht. Das

sei für die Eurostaaten „das weitaus wich­
tigste Reformwerk“. Sie empfehlen der 
Bundesregierung, auf Änderungen am 
Rettungsschirm ESM zu dringen. Die 
Lage in Portugal unterstreiche den Hand­
lungsbedarf, sagte Oliver Holtemöller 
vom Institut für Wirtschaftsforschung 
Halle. „Ein Rettungsmechanismus darf 
nicht dazu führen, dass Haushaltsrisiken 
systematisch vergemeinschaftet werden“, 
warnen die Ökonomen in dem Gutach­
ten. Eine Beteiligung privater Investoren 
sei notwendig, doch bislang kaum zu er­
warten. Die Ökonomen sehen die Gefahr, 
„dass private Gläubiger praktisch nie mit 
einem teilweisen Forderungsverzicht 
rechnen müssen“. Der ESM laufe auf eine 
„implizite Garantie für von Ausfall be­
drohte Staatspapiere“ hinaus. Das könne 
dazu führen, dass die Solidarität der soli­
deren Länder im Euroraum überstrapa­
ziert werde, heißt es in dem Gutachten.

Carstensen machte keinen Hehl dar­
aus, dass auch deutsche Banken von ei­
nem „Haircut“ in Griechenland betroffen 
wären. Das deutsche Bankensystem kön­
ne aber eine Umschuldung Griechen­
lands verkraften -  und falls einzelne Ban­
ken in Schwierigkeiten gerieten, könne

immer noch der Restrukturierungsfonds 
einspringen. Für die Steuerzahler sei das 
besser, als das Risiko aller Banken zu tra­
gen. Der Konjunkturchef des Kieler Insti­
tuts für Weltwirtschaft, Joachim Scheide, 
nannte es einen „Skandal“, dass die euro­
päische Politik den Besitzern von Staats­
anleihen aus den Peripheriestaaten die 
hohen Renditen garantiere. Er warnte da­
vor, dass ein betroffener Staat eines Tages 
die Zinszahlungen an seine Gläubiger ein­
stellen könnte, was zu dramatischen Ver­
werfungen führen werde.

Bei aller Notwendigkeit, die Finanz- 
und Wirtschaftspolitik in Europa besser 
abzustimmen, sehen die Institute mit Sor­
ge eine „Tendenz zu wirtschaftspoliti­
schem Zentralismus“. „Viele Vorlagen 
und Entwürfe der EU stehen mittlerweile 
unter der expliziten Überschrift der wirt­
schaftspolitischen Steuerung und entfer­
nen sich damit vom Leitbild der Markt­
wirtschaft“, warnen die Institute in dem 
Gutachten. Sie fordern, die im Maas­
tricht-Vertrag festgelegten Prinzipien der 
Subsidiarität und der finanzpolitischen Ei­
genverantwortung zu beachten.

Die wirtschaftliche Entwicklung in 
Deutschland sehen die Ökonomen trotz

gestiegener Risiken aus dem Ausland opti­
mistisch. Sie sagen 2,8 Prozent Wachstum 
in diesem und 2,0 Prozent im nächsten 
Jahr voraus. Die Inlandsnachfrage werde 
zulegen, der Außenhandel in geringerem 
Maße zum Wachstum beitragen als 2010. 
Schon in diesem Jahr soll die Arbeitslosig­
keit unter die Drei-Millionen-Marke sin­
ken; 2012 rechnen die Institute mit 2,7 
Millionen Arbeitslosen. Die Neuverschul­
dung soll dieses Jahr auf 1,7 und nächstes 
Jahr auf 0,9 Prozent des Bruttoinlandspro­
dukts sinken. Für Steuersenkungen ohne 
gleichzeitige Ausgabenkürzungen sehen 
sie keinen Spielraum. Wegen der gestiege­
nen Energie- und Rohstoffpreise wird die 
Inflation ihrer Prognose nach 2011 auf 
2,4 Prozent und 2012 auf 2,0 Prozent an- 
ziehen. Die Bruttolöhne und -gehälter 
dürften um 3,8 Prozent zulegen.

Wie stark der Aufschwung ist, zeigt 
auch der F.A.Z-Konjunkturindikator, der 
vom Kieler Institut für Weltwirtschaft für 
diese Zeitung berechnet wird. Er kletterte 
im Februar um 1,6 Prozent auf einen 
Wert von 110,6 Punkten. Maßgeblich für 
den besonders kräftigen Anstieg ist, dass 
sich der Aufwärtstrend der Auftragsein­
gänge in der Industrie fortsetzte.

Gute Aussichten für Deutschland
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts
in Deutschland
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Das rote China gibt sich grün
China baut die meisten Atommeiler, investiert aber auch am stärksten in erneuerbare Energien
itz. PEKING, 7. April. Spätestens seit den 
Reaktorunfällen in Japan weiß die Welt, 
dass nirgendwo mehr Atomkraftwerke ge­
baut werden als im Nachbarstaat China. 
Das Land weitet auch die fossile Stromer­
zeugung kräftig aus und investiert stärker 
in erneuerbare Energien als alle anderen 
Volkswirtschaften. Jede Woche geht ein 
Kohlekraftwerksblock westlicher Größe 
in Betrieb, im Monat sind das Kapazitä­
ten von fast 4000 Megawatt. Im vergange­
nen Jahr zog das Land bei den Ausgaben 
für alternative Energien erstmals an 
Deutschland vorbei auf den ersten Platz. 
Nach einer Studie der Nichtregierungsor­
ganisation Pew Charitable Trust in Wa­
shington betrugen die Investitionen rund 
54 Milliarden Dollar, in Deutschland wa­
ren es etwa 41, in Amerika 34 Milliarden.

Der Grund für diese Rekorde ist der 
Energiehunger des Riesenreiches. Das 
Wachstum ist derart stark und die Effi­
zienz derart schwach, dass sich der Strom­
verbrauch in den vergangenen 15 Jahren 
fast vervierfacht hat. Bisher gewinnt Chi­
na seine Elektrizität zu 80 Prozent aus 
Kohle, zu 16 Prozent aus Wasser, zu 2 Pro­
zent aus der Kernspaltung und zu 1 Pro­
zent aus Wind. Da es jetzt schon mehr 
Kohlendioxid emittiert als alle anderen 
Länder, will es die Abhängigkeit von der 
Kohle verringern. Dabei sollen die erneu­
erbaren Energien eine entscheidende Rol­
le spielen -  ebenso wie die Kernkraft.

Der neue Fünfjahresplan, parallel zur 
Katastrophe von Fukushima verabschie­
det, sieht bis 2015 eine Vervierfachung 
der Nuklearkapazität auf 40 Gigawatt vor. 
Der Zuwachs erfolgt von einem niedrigen 
Niveau aus, denn China ist erst spät in die 
Technik eingestiegen und unterhält -  bei 
zehnmal mehr Einwohnern -  nur ein Vier­
tel so viele Meiler wie Japan. Nachdem 
die Führung zunächst versichert hatte, 
ohne Abstriche an der Expansion festzu­
halten, hat sie nun doch ein Moratorium 
erlassen. Der Staatsrat beschloss, die Plä­

ne auf Eis zu legen, bis die Sicherheit 
überprüft sei. Alle bestehenden Kraftwer­
ke, etwa ein Dutzend, werden ebenfalls 
untersucht.

Anders als im Westen geht der 
Schwenk nicht auf Widerstände oder gar 
Proteste zurück. Jenseits der Panikkäufe 
von Salz und einiger kritischer Äußerun­

gen gibt es in China keine breite Atom- 
Kontroverse. Vielmehr fürchtet die Regie­
rung offenbar, dass die Bevölkerung auf 
Katastrophen weniger besonnen reagie­
ren könnte als die Japaner. „Ein mögli­
cher Atomunfall birgt für Peking gewalti­
gen politischen Sprengstoff“, sagt der Lei­
ter eines Beratungsunternehmens in Chi­

na. „Die Regierung fürchtet, dass mit ei­
nem Reaktor das ganze politische System 
in die Luft fliegen könnte, weil die Leute 
der Führung die fehlende Sicherheit an­
kreiden.“ Die Einschätzung mag übertrie­
ben sein. Dennoch ist unverkennbar, dass 
Peking seine nuklearen Ambitionen zwar 
nicht aufgibt, aber drosselt. „Wir kom­

men um die Atomkraft nicht herum, 
wenn unsere Wirtschaft aufholen soll, 
aber natürlich verzögert Fukushima den 
Ausbau“, sagt Cao Yin, Leiter der Energie­
abteilung beim Marktforscher Frost and 
Sullivan in Schanghai. Er erwartet, dass 
die Behörden die Sicherheitsanforderun­
gen erhöhen und Standorte nahe von Küs­

ten, Städten oder Erdbebenzonen nicht 
genehmigen werden. Das koste mindes­
tens ein Jahr Zeit.

„Wir sehen keine bedeutende Verände­
rung am Nuklearkonzept, wohl aber eine 
technische und planerische Aufrüstung“, 
sagt Zhou Xizhou, stellvertretender Direk­
tor von Cambridge Energy Research Asso­
ciates in Peking. Dazu zählt er, dass der 
überhastete Ausbau in den Provinzen 
überprüft wird. In Hunan und Yunnan sei­
en unsichere Baugelände bereits geschlos­
sen worden. Zhous Institut hat ermittelt, 
dass alle bisherigen Einzelvorhaben zu­
sammengenommen bis 2020 eine Nenn­
leistung von 120 Gigawatt erbrächten. 
Das wären 50 Prozent mehr, als die Zen­
trale plant. „Wegen Fukushima dürften 
die überambitionierten Lokalregierun­
gen zurückgepfiffen werden“, sagt Zhou.

Ein weiterer Effekt dürfte der noch stär­
kere Ausbau der erneuerbaren Energien 
sein. Bisher wurden sie stets im Zusam­
menhang mit der Atomkraft betrachtet. 
China hat sich das Ziel gesteckt, bis 2020 
gut 15 Prozent des Primärenergiever­
brauchs aus nichtfossilen Quellen zu de­
cken, wozu es auch die Nukleartechnik 
zählt; bisher sind es etwa 8 Prozent. Das 
Ausbauziel werde zwar nicht aufgegeben, 
erwarten Fachleute, innerhalb der Grup­
pe dürfte die Kernkraft aber weniger 
stark wachsen als geplant.

Statt 7 Punkte zu den 15 Prozent beizu­
steuern, könnten es 6 oder noch weniger 
werden, rechnet Cao. „In diese Bresche 
müssen die erneuerbaren Energien sprin­
gen.“ Davon könnte vor allem die Photo- 
voltaik profitieren, erwartet Zhou. Wäh­
rend China bei der Nutzung von Wasser 
und Wind die Welt anführt und an Gren­
zen stößt, spielt der Solarstrom bisher kei­
ne Rolle. Doch selbst dann wüchse die 
Kernkraft noch immer stärker als überall 
sonst in der Welt, sagt der Experte. „Wenn 
die Diskussion um die Sicherheit erst ein­
mal vorbei ist, geht der Ausbau weiter.“

Fernab der Küste: Atomkraftwerk in Haiyan im Osten Chinas. Foto afp

In drei Jahren Altschulden erlassen
Reform der Verbraucherinsolvenz angekündigt

Werbemarkt wächst 
um mehr als 10 Prozent
loe. FRANKFURT, 7. April. Der interna­
tionale Werbemarkt ist im vergangenen 
Jahr um 10,6 Prozent auf 503 Milliarden 
Dollar gewachsen. Dies teilte das Markt­
forschungsinstitut Nielsen am Donners­
tag mit. Ein großer Teil dieses Zuwachses 
geht auf das Konto des Mittleren Ostens 
(plus 26,7 Prozent) und Lateinamerikas 
(plus 21,2 Prozent). Außerdem hat die 
Fußball-Weltmeisterschaft offenkundig 
viele Unternehmen dazu bewogen, ihre 
Werbeausgaben nach dem schwachen 
Jahr 2009 wieder zu erhöhen. Da Nielsen 
nur die Werbung in klassischen Medien 
analysiert -  darunter fallen Fernsehen, 
Radio, Zeitungen und Zeitschriften -, 
dürfte der tatsächliche Anstieg angesichts 
der boomenden Online-Werbung noch 
höher sein. Von den Medien profitierte 
besonders .das Fernsehen: Die Buchun­
gen dort nahmen um 13,1 Prozent zu. Da­
mit investieren die Unternehmen nun 62 
Prozent ihrer Ausgaben für klassische 
Werbung in TV-Spots, so viel wie noch 
nie. Anzeigen in Zeitungen legten um 
7 Prozent zu. Der größte Werbemarkt der 
Welt ist Amerika, gefolgt von China.

jja. BERLIN, 7. April. Überschuldeten 
Privatpersonen und Unternehmensgrün­
dern sollen künftig ihre Schulden doppelt 
so schnell erlassen werden wie bisher. 
Das kündigte Bundesjustizministerin Sa­
bine Leutheusser-Schnarrenberger auf 
dem Deutschen Insolvenzrechtstag am

Die Restschulden werden 
nur dann erlassen, wenn 
ein Viertel der Forderun­
gen beglichen worden ist.

Donnerstag in Berlin an. Die sogenannte 
Restschuldbefreiung soll künftig bereits 
nach drei statt wie bisher nach sechs Jah­
ren eintreten. „Der Anstieg auf 109 000 
Verbraucherinsolvenzen im vergangenen 
Jahr zeigt, dass die Überschuldung priva­
ter Haushalte weiter zunimmt“, sagte die 
FDP-Politikerin. Kleinere Firmen gerie­
ten öfter in eine finanzielle Schieflage, 
wenn sie unternehmerische Risiken ein­

gingen -  „also genau die Triebkräfte, die 
unsere Wirtschaft dringend benötigt“.

Die geplante Verkürzung der sogenann­
ten Wohlverhaltensperiode könne es aber 
nicht „zum Nulltarif“ geben. Vielmehr 
müssten gezielte Anreize gesetzt werden, 
möglichst viele Schulden zu begleichen, 
damit die beschleunigte Restschuldbefrei­
ung auch im Interesse der Gläubiger sei. 
Leutheusser-Schnarrenberger will die 
Streichung der restlichen Schulden des­
halb davon abhängig machen, dass vorher 
die Verfahrenskosten und ein Viertel der 
Forderungen beglichen werden. „Kann 
der Schuldner diese Voraussetzungen 
nicht erfüllen, kommt es wie bisher erst 
nach sechs Jahren zur Restschuldbefrei­
ung“, sagte sie. Die Änderung ist Teil ei­
ner mehrstufigen Reform des Insolvenz­
rechts. Bereits verabschiedet wurde ein 
Sondergesetz für die Restrukturierung 
von systemrelevanten Banken. Zudem ist 
ein Gesetz zur erleichterten Fortführung 
von angeschlagenen Unternehmen auf 
den Weg gebracht. (Kommentar, Seite 20)

Warnungen vor 
Wirtschaftsspionage
BERLIN, 7. April (dpa). Regierung und 
Sicherheitsbehörden warnen vor wach­
senden Gefahren durch Wirtschaftsspio­
nage. Die Bedrohungslage habe sich ver­
schärft, sagte der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesinnenministeri­
um, Oie Schröder (CDU), am Donnerstag 
auf einer Fachkonferenz in Berlin: „Im 
Ausland sprechen manche von Wirt­
schaftskrieg.“ Nach Schätzungen des Mi­
nisteriums verursacht Wirtschaftsspiona­
ge in Deutschland einen jährlichen Scha­
den von 20 bis 50 Milliarden Euro. „Russ­
land und China sind Hauptträger von so­
genannten Aufklärungsaktivitäten in 
Deutschland“, sagte Schröder. Der Präsi­
dent des Bundesamts für Verfassungs­
schutz, Heinz Fromm, erklärte, sehr häu­
fig würden solche Aktivitäten „staatlicher­
sei ts unterstützt“. Die genannten Staaten 
hätten jahrzehntelange Erfahrungen in 
der Spionage und richteten ihr Interesse 
nun verstärkt auf wirtschaftliches Know- 
how, Technik und Wissenschaft. „Die Be­
drohung ist massiv“, sagte Fromm. 
Deutschland sei ein ausgesprochen inter­
essantes Zielobjekt.

Regierung will Lastwagenmaut 
auf weitere Straßen ausdehnen
Vorbehalte gegen Maut auf Personenkraftwagen
enn. BERLIN, 7. April. Bundes verkehrs­
minister Peter Ramsauer (CSU) will Spe­
diteure und Fuhrunternehmer noch stär­
ker in die Pflicht nehmen. Sie sollen 
künftig nicht nur auf Autobahnen Maut 
zahlen, sondern auch auf ausgewählten 
Bundesstraßen, auf die manche Lastwa­
genfahrer derzeit ausweichen, um Ge­
bühren zu sparen. Rund 2200 Kilometer 
Bundesstraßen hatten Ramsauers Beam­
te als geeignet identifiziert; von bis zu 
200 Millionen Euro zusätzlichen Einnah­
men war die Rede. Doch die Koalitions­
fraktionen haben das Gesetz inzwischen 
abgespeckt. Nun soll die Gebühr nur auf 
weiteren 1000 Kilometern erhoben wer­
den. Die Regierung kann nun nur noch 
mit 100 Millionen Euro Mehreinnah­
men rechnen, abzüglich des Entgelts für 
den Betreiber von 12,5 Prozent.

Die Autobahngebühr für Lastwagen 
bringt dem Bund -  seit dem verstolper­
ten Beginn 2005 -  verlässlich hohe Be­
träge. 2010 flössen, obwohl die Wirt­
schaftskrise im Güterverkehr noch nach­
wirkte, rund 4,4 Milliarden Euro in den 
Haushalt. Fast die Hälfte aller Investitio­
nen in Straße, Schiene und Wasserwege 
finanzieren der Straßengüterverkehr da­
mit inzwischen selbst. Der Opposition 
reichen die aktuellen Pläne der Koaliti­
on aber nicht; sie hegt Zweifel, dass die 
versprochenen Erlöse nur annähernd er­
zielt werden. Umweltverbände fordern 
eine Mautpflicht auf dem ganzen Stra­
ßennetz und eine Ausweitung auf Nutz­
fahrzeuge mit 3,5 Tonnen Gewicht; im 
Moment zahlen nur die Zwölf-Tonnen

Genug Geld, um die milliardenteure 
Investitionslücke im Straßenbau zu stop­
fen, käme aber auch damit nicht herein. 
EU-Verkehrskommissar Siim Kallas sag­
te in Berlin, die Finanzierung der Infra­
struktur werde in ganz Europa immer 
schwieriger, zumal zu erwarten sei, dass 
das Aufkommen aus der Mineralölsteu­
er schrumpfe: „Eine verstärkte Nutzerfi­
nanzierung ist der einzige Ausweg.“ Das 
bedeutet: Wie in vielen EU-Ländern 
könnten auch hier Fahrten mit dem Pri­
vatwagen bald der Maut unterliegen.

Regelmäßig greift die CSU diesen Vor­
schlag auf -  auch, weil den Bayern unan­
genehm auffällt, dass sie in Österreich 
eine Autobahn-Vignette kaufen müssen, 
während die Österreicher in Deutsch­
land kostenfrei fahren. Auch aus der al­
ten Landesregierung Baden-Württem­
bergs, das an die Mautländer Schweiz 
und Frankreich grenzt, wurde der Vor­
schlag forciert vorgetragen. Jetzt for­

dern CSU-Chef Horst Seehofer und der 
bayerische Innenminister Joachim Herr­
mann (CSU) wieder eine Pkw-Maut. 
„Die Jahres Vignette könnte 100 Euro 
kosten. Im Gegenzug sollte die Kfz-Steu- 
er gesenkt werden“, sagte Herrmann. 
Durch die Maut könnten mehrere hun­
dert Millionen Euro eingenommen wer­
den, mit denen Straßen saniert werden 
könnten. So sollten auch ausländisch 
Autofahrer einen Beitrag leisten.

In der Koalition stößt der Vorschlag 
auf Ablehnung. „Das haben wir im Koali­
tionsvertrag nicht vereinbart, und das 
planen wir auch nicht“, sagte der ver­
kehrspolitische Sprecher der CDU/CSU- 
Fraktion, Dirk-Fischer, dieser Zeitung. 
Auch FDP-Verkehrspolitiker Patrick Dö­
ring warnt und nennt es „absurd, wenn 
der Lösungsansatz der Politik sich wie­
der einmal darauf beschränken würde, 
dem Bürger ins Portemonnaie zu grei­
fen“. Der Staat müsse die vorhandenen 
Mittel effizienter für Erhalt und Ausbau 
der Infrastruktur einsetzen. In den Frak­
tionen wird überdies auf Berechnungen 
verwiesen, nach denen das von Auslän­
dern gezahlte Aufkommen nicht einmal 
zusätzliche Systemkosten decke. Anders 
als im Lastwagenverkehr, wo zu einem 
Drittel Ausländer fahren, liegt der Anteil 
im Autoverkehr bei unter 10 Prozent.

Der Präsident des Automobilklul 
ADAC, Peter Meyer, kritisiert die „Hart­
näckigkeit“ der Maut-Befürworter in der 
Politik. „Sie übersehen geflissentlich,

„Es ist absurd, wenn sich 
der Lösungsansatz der Poli­
tik wieder darauf beschrän­
ken würde, dem Bürger ins 
Portemonnaie zu greifen.“

Patrick Döring, FD P -Verkehrspo litiker

dass gerade die deutschen Autofahrer 
bei einer Maut die Verlierer wären -  vor 
allem finanziell, denn der Straßenge­
bühr stünde natürlich keine angemesse­
ne steuerliche Entlastung gegenüber“ 
mahnte Meyer. Er sieht Kanzlerin Ange­
la Merkel im Wort, die im Wahlkampf 
versprochen hatte, auf eine Maut für Per­
sonenkraftwagen zu verzichten. Ein Vor­
stoß Ramsauers zu Beginn der Amtszeit 
endete deshalb rasch in einer Sackgasse. 
Im Ministerium liegt das Thema den­
noch auf Wiedervorlage.

Aral lehnt ElO-Strafzahlung ab
Erst gut die Hälfte der Tankstellen bieten den Biosprit an
cru. FRANKFURT, 7. April. Da die 
Mehrheit der Autofahrer den umstritte­
nen Biokraftstoff E10 an den Zapfsäu­
len weiterhin boykottiert, fordern die 
Tankstellenbetreiber die Bundesregie­
rung auf, von den drohenden Strafzah­
lungen abzusehen. „Wenn sich das Ver­
braucherverhalten nicht ändert, werden 
wir die vorgeschriebene Bioquote nicht 
erfüllen können. Das liegt aber nicht dar­
an, dass wir E10 nicht bereitstellen, son­
dern daran, dass der Kunde es nicht 
tankt. Dafür sollte man uns nicht bestra­
fen“, sagte ein Sprecher des deutschen 
Marktführers Aral dieser Zeitung. Ähn­
lich hatte sich am Vortag der Konkur­
rent Shell geäußert. Gut 6 Prozent der 
Gesamtmenge des in diesem Jahr ver­
kauften Kraftstoffs muss Biokraftstoff 
sein -  sonst werden Strafzahlungen fäl­
lig. Diese dürften für die gesamte Bran­
che einer dreistellige Millionensumme 
erreichen, wird geschätzt. Aral betonte 
indes, die Rücknahme der ElO-Einfüh- 
rung sei „für uns keine Option“.

Die Mineralölbranche selbst nimmt 
eine distanzierte Haltung zu E10 ein. 
Das Interesse an einer reibungslosen 
Einführung des neuen Kraftstoffs ist bei 
den Tankstellenbetreibern nicht sonder­
lich groß, weil es sich meist um Tochter­
gesellschaften der großen Erdölkonzer­
ne handelt. Diese wiederum sind kaum 
im Geschäft mit der Herstellung von Bio­
ethanol tätig, das dem E10 zu 10 Pro­
zent beigemischt ist. Dementsprechend 
zögerlich wird die Ausstattung der Tank­
stellen mit neuen Zapfsäulen vorange­
trieben. Nach Angaben des Aral-Spre- 
chers haben erst 1300 der 2500 Tankstel­
len des Konzerns in Deutschland E10 
im Angebot. An diesen Tankstellen zap­
fen gut ein Drittel der Autofahrer, deren 
Fahrzeuge sich dafür eignen, das 
ElO-Gemisch. Um Zweifel an der Ver­
träglichkeit für die Autos zu mindern, 
hat Aral eine telefonische Beratung ein­
gerichtet. Zudem fordert die Branche 
eine Anpassung der Besteuerung, die 
sich am Energiegehalt ausrichten sollte.

Kurze Meldungen
SPD: Stromangebot reicht aus
Die Berichte über zunehmende Stromim­
porte nach der Abschaltung mehrerer 
Kernkraftwerke belegen nach Worten 
des stellvertretenden Vorsitzenden der 
SPD-Bundestagsfraktion, Ulrich Kelber, 
keinen Engpass in der heimischen Strom­
erzeugung. Die installierte Kapazität 
von mindestens 85 000 Megawatt (MW) 
übersteige die inländische Nachfrage 
von zuletzt 52 000 MW. Der Grund für 
die Importe seien die günstigeren Strom­
preise am europäischen Markt. Meldun­
gen über wachsende Stromimporte soll­
ten die Bürger nur verunsichern, ami.

Anstieg der Weltexporte
Die weltweiten Exporte haben im ver­
gangenen Jahr um 14,5 Prozent zugelegt. 
Wie die Welthandelsorganisation 
(WTO) bekannt gab, handelt es sich da­
bei um den steilsten Anstieg seit 1950. 
Laut dem Jahresbericht der WTO wird 
der Trend auch 2011 anhalten. dapd

Vorsorge für Kasseninsolvenz
Die schwarz-gelbe Regierungskoalition 
will die Ansprüche von Versicherten, 
Ärzten und Krankenhäusern für den Fall 
der Insolvenz gesetzlicher Kassen verbes­
sern. Um sicherzustellen, dass Rechnun­
gen kurzfristig beglichen werden kön­
nen, bevor andere Kassen einspringen, 
soll der Spitzenverband der Kassen ein­
springen und dafür Darlehen aufnehmen 
dürfen. Das folgt aus einem Änderungs­

antrag der Koalitionsfraktionen, der mit 
der Reform des Infektionsschutzgesetzes 
verabschiedet werden soll, wie dieser Zei­
tung erfuhr. Es gebe keinen aktuellen An­
lass für diese gesetzgeberische Notfall­
maßnahme. Nach den Plänen muss der 
Spitzenverband das vom Gesundheitsmi­
nisterium zu genehmigende Darlehen 
binnen Jahresfrist zurückzahlen, Zinsen 
und Tilgung werden auf Mitgliedskassen 
umgelegt. Die Regelung soll bis Mitte 
2012 befristet werden. ami.

Gute Stimmung im Mittelstand
Jedes dritte mittelständische Unterneh­
men verzeichnet Auftragszuwächse und 
steigende Umsätze; jedes vierte hat im 
vergangene halbe Jahr zusätzliche Mitar­
beiter eingestellt. Das geht aus einerT Tm- 
frage von Creditreform unter 430( i- 
ne und mittlere Unternehmen hervor. 
Mehr als die Hälfte der Betriebe planen 
demnach auch Investitionen; die Mehr­
heit von ihnen höhere als zuvor. Verbes­
sert haben sich zudem die finanzielle 
Aussichten der Firmen. 37 Prozent rech­
nen mit höheren Gewinn. rike.

Spargel frühreif
Spargel ist in diesem Jahr früher ernte­
reif und günstiger. Bereits Ende März sei 
der erste deutsche Spargel geerntet wor­
den, teilte die Agrarmarkt-Informati- 
ons-Gesellschaft mit. Das Kilo koste 
durchschnittlich 7,80 Euro -  deutlich we­
niger als zu Saisonbeginn 2010. jagr.


